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Art. 1 GG 
(Menschenwürdige Unterbringung 
in einem Gemeinschaftshaftraum)

Ist der Gefangene in einem Mehrper-
sonenhaftraum untergebracht, so ver-
stößt es bei einer Gesamtabwägung 
nicht gegen die Menschenwürde, wenn 
dem Gefangenen 4 qm anteilig ver-
bleiben. 

Oberlandesgericht München, Beschluss 
vom 10. November 2014 - 1 W 1314/14

Gründe:
I.

Der Antragsteller begehrt Prozesskos-
tenhilfe für eine beabsichtigte Amtshaf-
tungsklage gestützt auf den Vorwurf 
menschenunwürdigen Vollzugs von 
Strafhaft in der Justizvollzugsanstalt 
Landsberg im Zeitraum von 27.02.2013 
bis 02.09.2013. Er hält eine Entschädi-
gung in Höhe von 18.800 € (188 Tage x 
100 €) für angemessen.  

Der Antragsteller, ein Raucher, war von 
27.02.2013 bis 02.09.2013 in der JVA 
Landsberg in 4 - Mann- Hafträumen 
untergebracht. Der Antragsteller meint, 
die Hafträume hätten eine Größe von 16 
m² gehabt, während der Antragsgegner 
unter Vorlage einer Stellungnahme der 
Bauverwaltung sowie von Bildern der 
Räume erklärt hat, die Räume seien 
16,41 m² bzw. 17,02 m² groß. Unstrei-
tig waren die Toiletten abgetrennt und 
gesondert entlüftet. Der Antragsteller 
stützt den Vorwurf der menschenun-
würdigen Haftbedingungen auf die 
geringe anteilige Fläche, die im Hin-
blick auf die in Abzug zu bringende 
Fläche für die Toiletten nicht einmal 
4 m² betrage, und den Umstand, dass 
der Antragsteller mit anderen Rauchern 
inhaftiert gewesen sei.

Mit Beschluss vom 26.05.2014, zuge-
stellt am 02.06.2014, wies das Land-
gericht den Prozesskostenhilfeantrag 
zurück. Hiergegen richtet sich die am 
30.06.2014 bei Gericht eingegangene 
sofortige Beschwerde des Antragstel-
lers vom 26.06.2014. Mit Beschluss 
vom 30.06.2014 hat das Landgericht 
der Beschwerde des Antragstellers 
nicht abgeholfen und die Akten dem 
Oberlandesgericht zur Entscheidung 
vorgelegt. 

II.

Die zulässige Beschwerde ist unbe-
gründet. Das Landgericht hat zu Recht 
hinreichende Erfolgsaussichten der 
beabsichtigten Klage verneint (§ 114 
Abs. 1 ZPO). Auf die zutreffenden Erwä-
gungen des Landgerichts kann Bezug 
genommen werden.  

Es liegen weder die Voraussetzungen 
für die Zuerkennung von Schadens-
ersatz gemäß § 839 BGB noch für eine 
verschuldensunabhängige Entschädi-
gung vor.

Es kann, anders als der Antragsteller in 
der Beschwerde geltend macht, den 
zahlreichen ober- und höchstrichterli-
chen Entscheidungen zu unzumutbaren 
Haftbedingungen nicht entnommen 
werden, dass für jeden Gefangenen 
im Falle gemeinschaftlicher Unterbrin-
gung mindestens eine anteilige Flä-
che von 6 m² bis 7 m² zur Verfügung 
stehen muss mit der Folge, dass bei 
Unterschreitung dieser rechnerischen 
Größe grundsätzlich Schadensersatz 
oder Entschädigung verlangt werden 
kann. Auch die vom Antragsteller her-
angezogenen Entscheidungen des Bun-
desverfassungsgerichts von 1993 und 
2012 enthalten hierzu keine konkreten 
Aussagen. In beiden Entscheidungen 
waren die Antragsteller erfolglos, d.h. 
das Bundesverfassungsgericht sah kei-
nen Verfassungsverstoß in den Haftbe-
dingungen. Abgesehen davon betrafen 
beide Verfahren die Inhaftierung in ei-
ner Einzelzelle bzw. deren notwendige 
Mindestgröße.

Ob der Vollzug der Strafhaft als men-
schenunwürdig anzusehen ist, wird 
von der Rechtsprechung nicht abstrakt, 
sondern anhand einer Gesamtschau 
der Umstände des Einzelfalls beurteilt. 
Als erhebliche Umstände kommen 
insbesondere die Anzahl der in einem 
Haftraum untergebrachten Gefange-
nen, die Größe der zur Verfügung ste-
henden Hafträume, die Ausgestaltung 
der sanitären Anlagen im Haftraum, die 
Gesamtdauer der Unterbringung sowie 
die tatsächlichen Einschlusszeiten in 
Betracht (BVerfG vom 22.02.2011, 1 BvR 
409/09, Rn. 30 ff; vom 07.11.2011, 1 BvR 
1403/09, Rn. 38 ff; BGH vom 04.07.2013, 
III ZR 338/12 und III ZR 342/12). Der 
Bundesgerichtshof hat in seinen aktu-
ellen Entscheidungen vom Juli 2013, 
wie dargelegt, die Rechtsprechung zu 
Mindestraumgrößen beleuchtet und 
dabei auch die Rechtsprechung des 
EGMR zu Art. 3 EMRK in seine Erwägun-
gen einbezogen, wonach dieser von 
einem Regelwert von 4 qm je Inhaf-
tiertem ausgehe. Der EGMR bezieht bei 
Flächen unter 4 m² zudem die weiteren 
Haftbedingungen in seine Würdigung 
mit ein. So wurde im Urteil des EGMR 
vom 10.01.2012 (NVwZ-RR 2013, 284) 
folgendes ausgeführt: 
	
„Der Gerichtshof wiederholt die in sei-
ner Rechtsprechung zu Artikel 3 EMRK 
niedergelegten Grundsätze (…). Da-
nach spricht eine starke Vermutung für 
erniedrigende Haftbedingungen, wenn 
nicht jeder Häftling einen Schlafplatz 
in der Zelle hat oder wenn er nicht 
wenigstens über drei qm Gesamtfläche 
verfügt oder wenn es der Raum der 
Zelle insgesamt nicht zulässt, dass sich 
die Häftlinge zwischen dem Mobiliar 
frei bewegen. Liegt insoweit eine Über-
belegung der Zellen danach nicht vor, 
sind andere Aspekte für die Beurteilung 
der Haftbedingungen von Bedeutung, 
darunter Möglichkeiten der Bewegung 
im Freien, Tageslicht, natürliche Luft, 
Lüftung und angemessene Heizung, 
Toilettenbenutzung unter Wahrung der 
Privatsphäre sowie angemessene sani-
täre und hygienische Vorkehrungen.“

OLG München
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Es kann somit keine Rede davon sein, 
dass bei Mehrpersonenhafträumen das 
Unterschreiten einer anteiligen Fläche 
von 5 m² pro Gefangener von vornehe-
rein eine entschädigungspflichtige Ver-
letzung der Menschenwürde begründet 
bzw. in einem Prozesskostenhilfever-
fahren die Erfolgsaussichten der Klage 
schon allein deshalb bejaht werden 
müssten. Abzustellen ist vielmehr auf 
die konkreten Gesamtumstände.

Abgesehen davon hat der BGH in den 
Entscheidungen von Juli 2013 auch 
geklärt, inwieweit nicht mehr men-
schenwürdige Haftbedingungen einen 
verschuldensunabhängigen Entschädi-
gungsanspruch nach Art. 5 Abs. 5 EMRK 
nach sich ziehen. Die Modalitäten des 
Vollzugs der Haft unterfallen demnach 
nicht der Garantie des Art. 5 EMRK, son-
dern sind Art. 3 EMRK zuzuordnen. Die 
Rechtsfolgen im Falle eines Verstoßes 
richten sich somit nach §§ 839, 249 ff 
BGB. Obergerichtliche Entscheidungen, 
die dies noch anders beurteilt haben 
(u.a. OLG Celle NJW 2003, 2463; KG OLGR 
2005, 813), sind damit überholt. 

Unter Anwendung dieser Grundsätze 
kann ein vorwerfbarer Verstoß gegen 
das Verbot menschenunwürdiger Un-
terbringung nicht festgestellt werden. 

Legt man die Angaben des Antrags-
gegners zugrunde, errechnet sich ein 
anteiliger Flächenanteil von 4,1 m² bzw. 
4,25 m² pro inhaftierte Person. Selbst 
bei der vom Antragsteller behaupteten 
Raumgröße von 16 m² verbleiben für 
jeden Gefangenen anteilig 4 m². Eine 
Mindestgrenze jenseits 4 m² pro Mann 
hat die Rechtsprechung für Mehrperso-
nenräume bislang nicht eindeutig vor-
gegeben (vgl. Rechtsprechungsnach-
weis in den BGH-Entscheidungen vom 
04.07.2013). Maßgeblich für die Frage 
einer schuldhaften Amtspflichtverlet-
zung ist nicht allein die rechnerische 
Fläche, mag sie sich vorliegend auch im 
untersten Grenzbereich bewegen, son-
dern die Gesamtschau, insbesondere 
auch großzügige Aufschlusszeiten so-
wie Arbeitszeiten, in denen der Betroffe-

ne sich nicht in der als unzumutbar eng 
beanstandeten Zelle aufhalten muss-
te. Dass bei der Ermittlung der Raum-
größe das Mobiliar nicht abzuziehen 
ist, hat der Senat bereits entschieden 
(vgl. Senatsbeschluss vom 14.08.2013, 
1 W 1482/13). Nichts anderes gilt für 
Toiletten. Maßgeblich ist vielmehr die 
Grundfläche der dem Inhaftierten zur 
Verfügung stehenden Räumlichkeiten. 
Anhaltspunkte dafür, dass wegen der 
vorhandenen Ausstattung kein nen-
nenswerter Bewegungsspielraum mehr 
verblieben ist, bieten weder der Vortrag 
der Parteien noch die Fotos von den 
Räumen. Der Antragsteller selbst er-
rechnet im Übrigen eine Bewegungsflä-
che von 6 m² bis 8 m² in dem fraglichen 
4-Mann-Raum. 

Abgesehen davon kann bei der Beur-
teilung der Erfolgsaussichten folgender 
Aspekt nicht unberücksichtigt bleiben:

Der Antragsgegner, dem die detail-
lierten baulichen Verhältnisse seiner 
Gefängnisse zweifelsfrei bekannt sind, 
ist seiner sekundären Darlegungslast 
nachgekommen und hat exakte Raum-
maße für die Zellen angegeben. An-
haltspunkte dafür, dass die Angaben 
unzutreffend sind, liegen nicht vor. 
Demgegenüber hat der Antragsteller 
lediglich pauschal und ohne nähere 
Begründung eine Größe von 16 m² 
behauptet. Es ist nicht dargetan, dass 
der Vortrag des Antragstellers auf ei-
ner belastbaren Informationsgrundlage 
beruht und nicht nur eine Behauptung 
ins Blaue darstellt. Es ist schon fraglich, 
ob insoweit das Bestreiten des Antrag-
stellers zu den Größenangaben des 
Antragsgegners hinreichend substan-
tiiert ist. Jedenfalls aber fehlt es an einer 
hinreichenden Erfolgsaussicht, dass der 
Antragsteller die ohne nachvollziehbare 
Begründung behaupteten - im Ergeb-
nis geringfügigen - Abweichungen zur 
Raumgröße im Rahmen einer Beweis-
aufnahme nachweisen kann. 

Die Toiletten waren unstreitig räum-
lich abgetrennt und wurden gesondert 
entlüftet. Menschenunwürdige Bedin-

gungen sind insoweit nicht ersichtlich. 

Auch der Umstand, dass der Antragstel-
ler als Raucher zusammen mit einem 
anderen Rauchern in einer Zelle unter-
gebracht war, führt zu keiner anderen 
Beurteilung. Der Antragsgegner hat 
unwidersprochen vorgetragen, dass 
der Antragsteller eine Unterbringung 
in einer Raucherhaftzelle gewünscht 
hat. Er hat sich - auch insoweit fehlt 
substantiierter Gegenvortrag - nie ge-
gen Rauchbelästigung oder schlech-
te Lüftungsmöglichkeit beschwert, 
ebenso wenig ist ersichtlich, dass der 
Kläger bereit gewesen wäre, in einen 
Nichtraucherraum zu wechseln, was 
zeitnah möglich gewesen wäre. Auch 
unter diesem Gesichtspunkt ist damit 
eine schuldhafte Amtspflichtverletzung 
nicht ersichtlich.

Ergänzend ist anzumerken, dass die 
von dem Antragsteller in den Raum 
gestellte Entschädigungssumme von 
100,00 €/Tag weit überhöht wäre. Zu 
verweisen ist auf Entscheidungspraxis 
des Senats und anderer Oberlandesge-
richte (vgl. z.B. OLG Zweibrücken vom 
27.06.2013, 6 U 33/12; OLG Düsseldorf 
vom 25.08.2010, 18 U 21/10), wonach 
bei Fällen der Inhaftierung in unzumut-
bar kleinen Hafträumen je nach den 
Umständen (insbesondere bei nicht hin-
reichend abgetrennter Toiletten) Ent-
schädigungssumme in Höhe von 20 € 
pro Tag zuerkannt werden. Der Hinweis 
des Antragstellers auf vereinzelt geblie-
bene, zeitlich deutlich zurückliegende 
Entscheidungen, bei denen darüber 
hinaus weitaus gravierendere Verstöße 
und Folgen geltend gemacht wurden, 
rechtfertigt keine andere Beurteilung. 


